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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die Antwort auf eine einfache Anfrage Hubacher (sp, BS) zur Zusammensetzung der vom
Bundesrat oder den Departementschefs eingesetzten Expertenkommissionen
bestätigte einmal mehr die krasse Untervertretung der Frauen in diesen wichtigen
Gremien: von den 370 ständigen ausserparlamentarischen Kommissionen wurden nur
gerade 15 (4%) von Frauen präsidiert, bei den Mitgliedern betrug der Frauenanteil 8
Prozent. Diese Auskunft des Bundesrates bewog Hubacher, ein in der Herbstsession
überwiesenes Postulat einzureichen, welches den Bundesrat ersucht, ein Szenario
vorzulegen, wie in diesen Kommissionen der Frauenanteil bis zum Jubiläumsjahr auf
mindestens 25 Prozent und bis 1995 auf 50 Prozent erhöht werden könne. 1

POSTULAT
DATUM: 31.05.1989
MARIANNE BENTELI

In der Frage, welche Strategien entwickelt werden müssen, um den Frauenanteil in den
politischen Gremien zu erhöhen, nimmt die Diskussion um eine Quotenregelung einen
immer breiteren Platz ein. Für die einen ist sie die einzig erfolgversprechende Form
einer konsequenten Frauenförderung, für die anderen eine krasse Missachtung der
demokratischen Spielregeln, wobei die Gegner vielfach übersehen, dass Quoten in der
Schweiz gerade im politischen Bereich Tradition haben. Am bekanntesten dürften dabei
gewisse regionale Minderheitenquoten sein wie etwa die Bestimmung, dass dem Berner
Jura ein Sitz in der kantonalen Exekutive garantiert ist.
Zwei Varianten der Quotenregelung scheinen sich anzubieten. Die gemässigtere setzt
bei den Parteien an, die ermuntert werden, den Frauen auf den Wahllisten mehr Platz
einzuräumen. Diesen Weg über das freiwillige Engagement möchte vorerst die Eidg.
Kommission für Frauenfragen gehen, die in einem umfangreichen Bericht ("Nehmen
Sie Platz, Madame") zum Schluss kam, der Hauptgrund für die Untervertretung der
Frauen liege im Auswahlverfahren der Parteien. Als weiteren Grund nannte sie das
Verhalten der Wählerinnen und Wähler und erst an dritter Stelle die Schwierigkeit,
geeignete Kandidatinnen zu finden. Die Kommission appellierte deshalb an die
Parteien, Frauen vermehrt in guter Position auf die Wahllisten zu setzen. Sollte der
Frauenanteil bei den Wahlen von 1991 nicht auf mindestens 30% ansteigen, will sie eine
strengere Form der Quotierung ins Auge fassen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.07.1990
MARIANNE BENTELI

Eine weitere Möglichkeit, die politische Betätigung von Frauen aktiv zu fördern, könnte
in der Bildung eigentlicher Frauenparteien bestehen. In Luzern agiert seit einigen
Jahren eine Unabhängige Frauenliste (UFL), und bei den Stadtratswahlen in Zürich
erkämpfte eine unabhängige Frauenliste "Frauen-macht-Politik" (FRAP) drei Sitze. Aber
auch über die Parteien hinaus versuchten die Frauen, gemeinsame Politik zu betreiben.
So fand der Vorschlag von Nationalrätin Monika Stocker (gp, ZH), für das Jubiläumsjahr
eine besondere Frauensession zu planen, sehr schnell Unterstützung weit über die
Parteigrenzen hinaus. Dass dieses weibliche Zusammengehen den Männern nicht
unbedingt genehm ist, zeigte sich in Biel, wo die Frauen aller Parteien eine eigene
Frauenfraktion bilden wollten, dann aber von ihren männlichen Stadtratskollegen
zurückgebunden wurden. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.08.1990
MARIANNE BENTELI

Die zweite, radikalere Form der Quotenregelung sieht eine Quotierung der Gremien
vor. Hier setzen zwei im Nationalrat in der Form der allgemeinen Anregung eingereichte
parlamentarische Initiativen ein: diejenige der SP-Fraktion, die erreichen möchte, dass
bis zum Jahr 2003 kein Geschlecht mehr mit weniger als 40% im Nationalrat vertreten
sein darf, und jene der SP-Abgeordneten Leutenegger Oberholzer, die bis zum Jahr
2001 ebenfalls eine Mindestquote von 40% Frauen in allen wichtigen eidgenössischen
Gremien (Parlament, Bundesrat, Bundesgericht) anstrebt. In dieselbe Richtung weisen
auch zwei Volksinitiativen. Die PdA lancierte im Sommer unter dem Titel "Männer und
Frauen" ein ausformuliertes Volksbegehren mit dem Inhalt, dass nach einer
Übergangsfrist von 10 Jahren in allen politischen Behörden mit fünf Mitgliedern oder
mehr mindestens 40% Frauen vertreten sein müssen. Im Herbst wurde bekannt, dass
sich verschiedene frauenpolitische Gruppierungen zusammentun wollen, um unter dem

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1990
MARIANNE BENTELI
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Titel "Nationalrat 2000" eine Initiative zu lancieren, die eine hälftige Vertretung der
Geschlechter in der Grossen Kammer anvisiert. 4

Aus Anlass von 700 Jahren Eidgenossenschaft, 20 Jahren Frauenstimmrecht und zehn
Jahren Verankerung der Gleichstellung in der Bundesverfassung luden die
Bundesparlamentarierinnen für den 7. und 8. Februar zu einer zweitägigen
Frauensession ein. Rund 250 Frauen nahmen in Referaten und Arbeitsgruppen eine
Standortbestimmung vor und stellten Forderungen für die Verwirklichung der
Gleichberechtigung. Stellvertretend für die Parlamentarierinnen der ersten Stunde
sprachen die noch aktiven Rätinnen Uchtenhagen (sp, ZH) und Meier (cvp, LU) über den
'langen Marsch der Frauen nach Bern'. Besonderen Beifall fand die Feststellung Josi
Meiers, die Schweizerinnen hätten in diesen zwanzig Jahren bewiesen, dass die Frau
tatsächlich ins Haus gehöre – nämlich ins Gemeindehaus und ins Bundeshaus! Am
zweiten Tag der Frauensession wurde eine Resolution der Vorbereitungsgruppe als zu
unverbindlich zurückgewiesen. Stattdessen wurden – ohne darüber abzustimmen –
konkrete Forderungen gestellt wie beispielsweise eine frauenfreundliche 10. AHV-
Revision, gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit, eine stärkere Frauenvertretung in
sämtlichen politischen Gremien, mehr Hausarbeit für Männer und mehr ausserfamiliäre
Beschäftigung für Frauen. Die Frauen verlangten zudem Solidarität mit den Frauen der
Dritten Welt und eine Ächtung des Krieges als männlicher Form der Konfliktlösung. 5

ANDERES
DATUM: 07.02.1991
MARIANNE BENTELI

Auch das männerdominierte Parlament tut sich mit der Frage einer Quotenregelung
schwer. Da ihrer Ansicht nach Quotenregeln nicht das geeignete Instrument zur
Förderung der Gleichstellung der Frauen sind, empfahl die vorberatende Kommission
des Nationalrates zwei parlamentarische Initiativen der Grünen Leutenegger Oberholzer
(BL) und der SP-Fraktion, welche Quoten für Parlament, Bundesbehörden und
Expertengremien verlangt hatten, zur Ablehnung. Mit zwei Postulaten regte die
Kommission aber einen Bericht zur Quotenregelung und eine bessere Vertretung der
Frauen in ausserparlamentarischen Kommissionen an. Ebenfalls nichts wissen wollte
eine andere Kommission, welcher die parlamentarische Initiative der Grünen Fraktion
auf Abschaffung des Ständerates zur Vorberatung zugeteilt worden war, von der
parlamentarischen Initiative ihrer Kommissionsminderheit, welche Quoten im Ständerat
anstrebte. Die Kommission argumentierte, eine derartige Quotenregelung würde nicht
nur das aktive und passive Wahlrecht, sondern auch die Souveränität der Kantone
gravierend einschränken. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.05.1991
MARIANNE BENTELI

Die Eidgenossenschaft hat erstmals eine Vizekanzlerin. Im August betraute der
Bundesrat die 44jährige Sozialdemokratin Hanna Muralt, bisher Chefin des
Direktionssekretariats der Bundeskanzlei, mit dieser hohen Stabsaufgabe. Die
promovierte Historikerin trat die Nachfolge von François Couchepin an, der im Juni von
der Vereinigten Bundesversammlung zum Bundeskanzler gewählt worden war. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.08.1991
MARIANNE BENTELI

Der krassen Untervertretung der Frauen in den eidgenössischen Räten konnte auch
der Aufruf von zahlreichen Frauenorganisationen, Gewerkschaften und Parteien, bei
den Erneuerungswahlen ins Bundesparlament den Frauen präferentiell die Stimme zu
geben, kaum beikommen. Mit 38 gegenüber 32 gewählten Frauen 1987 machen sie nach
wie vor weniger als ein Sechstel der Abgeordneten aus. Im Nationalrat konnten sie
allerdings um 3% auf 17,5% zulegen, wobei sich deutliche regionale Unterschiede
zeigten: während in den welschen Kantonen und im Tessin nur 7,2% der Abgeordneten
in der grossen Kammer Frauen sind, beträgt ihr Anteil in der Deutschschweiz immerhin
21,6%. Überdurchschnittlich vertreten waren die Frauen nur bei den Abgewählten:
sechs von 17 nicht wiedergewählten Bisherigen waren Frauen, wobei die
Nichtwiederwahl in einigen Fällen auf allgemeine Sitzverluste ihrer Parteien
zurückging. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.10.1991
MARIANNE BENTELI
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Bestrebungen zu einer gesetzlichen Verankerung des Frauenanteils in politischen
Gremien mittels Quotenregelungen scheinen vorderhand wenig Chancen zu haben.
Bereits im Januar des Berichtsjahres hatten verschiedene Frauenorganisationen die
Volksinitiative "Nationalrat 2000" lanciert, welche eine hälftige Vertretung der
Geschlechter in der grossen Kammer und die getrennte Wahl von Frauen und Männern
auf separaten Listen jeder Partei anstrebte. Ende Jahr wurde das Vorhaben jedoch
bereits wieder aufgegeben. Als Gründe für das Nichtzustandekommen der Initiative
wurden Schwierigkeiten bei der Unterschriftensammlung, der Mittelbeschaffung und
beim Aufbau regionaler Komitees und Gruppen genannt. Recht sang- und klanglos
wurde Ende Jahr auch die Unterschriftensammlung für die beiden PdA-Initiativen
"Männer- und Frauen" und "Gleiche Rechte in der Sozialversicherung" abgebrochen. 9

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.11.1991
MARIANNE BENTELI

Mit der Luzerner CVP-Vertreterin Josi Meier wurde erstmals eine Frau zur Präsidentin
des Ständerates gewählt. Die engagierte Juristin, die ob ihrer Unvoreingenommenheit
hie und da vor allem in der eigenen Partei aneckt, gehörte zu den ersten neun Frauen,
die 1971 nach Einführung des Frauenstimmrechts in den Nationalrat einzogen. Seit 1983
vertritt sie ihren Kanton im Stöckli. 10

WAHLEN
DATUM: 25.11.1991
MARIANNE BENTELI

Als erste Legislative der Welt könnte sich der Berner Stadtrat einer
geschlechterspezifischen Quotenregelung unterziehen. Er hiess nämlich überraschend
eine SP-Motion gut, welche verlangt, dass im Stadtrat höchstens 60% der Sitze vom
selben Geschlecht besetzt werden dürfen. Die Annahme des Vorstosses bedeutet aber
noch nicht die Umsetzung in die Realität, sondern nur, dass die Exekutive eine
entsprechende Vorlage ausarbeiten muss, die dann erneut dem Stadtrat und
schliesslich dem Volk vorgelegt werden wird. 11

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1991
MARIANNE BENTELI

In der Januarsession lehnte der Nationalrat mit deutlichem Mehr drei parlamentarische
Initiativen ab, welche eine angemessenere Vertretung der Frauen in den
eidgenössischen Gremien anstrebten, nämlich die Initiative einer
Kommissionsminderheit für Männerquoten im Ständerat (Pa. Iv. 91.400), jene von
Leutenegger Oberholzer (gb, BL) für Frauenquoten bei den Bundesbehörden (Pa. Iv.
90.241) sowie jene der SP-Fraktion für mehr Frauen im Parlament (Pa. Iv. 90.242). Auf
Antrag der Nationalräte Steffen (sd, ZH) und Moser (ap, AG) wurden ebenfalls zwei
Postulate der vorberatenden Kommission zurückgewiesen, welche den Bundesrat
beauftragen wollten, Frauenquoten bzw. geschlechtsspezifische Quotenregeln für
Bundesbehörden zu prüfen. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.01.1992
MARIANNE BENTELI

Ein absolutes Spitzenergebnis konnten die Frauen bei den Wahlen in der Stadt Bern
feiern. Im siebenköpfigen Gemeinderat (Exekutive) sind sie inskünftig zu dritt vertreten,
im Stadtrat (Legislative) nehmen sie 42,5% aller Sitze ein. Damit wurde Bern zur
Vorreiterin der politischen Frauenförderung und liess die bisher führenden Städte
Zürich (32%) und Genf (35%) weit hinter sich. 13

ANDERES
DATUM: 08.02.1992
MARIANNE BENTELI

Rund sechs Monate nach der Wahl Hanna Muralts zur Vizekanzlerin ging ein weiterer
hoher Bundesposten an eine Frau. Auf einmütige Empfehlung der
Koordinationskonferenz von National- und Ständerat wählte der Bundesrat die
44jährige Freisinnige Annemarie Huber-Hotz zur Generalsekretärin der
Bundesversammlung. Frau Huber, bisher stellvertretende Generalsekretärin, trat die
Nachfolge des in den Ruhestand tretenden Jean-Marc Sauvant an. 14

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 20.02.1992
MARIANNE BENTELI

Die beiden von Frauenorganisationen bzw. der PdA lancierten Volksinitiativen
"Nationalrat 2000" und "Frauen und Männer", welche ebenfalls Quoten für politische
Gremien verlangten, kamen nicht zustande. Die für "Nationalrat 2000" gesammelten
rund 30 000 Unterschriften wurden der Bundeskanzlei in Form einer Petition
eingereicht. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI
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Für den Bereich der ausserparlamentarischen Expertenkommissionen des Bundes
statuierte der Bundesrat im März eine weiche Quotenregelung mit dem Ziel, den
Frauenanteil in diesen Gremien auf mindestens 30% anzuheben. Längerfristig wird eine
paritätische Vertretung beider Geschlechter angestrebt. Bei der Neubesetzung dieser
Kommissionen auf den 1.1.1993 kam nur das EDI mit einem Frauenanteil von 25%
annähernd in den Bereich der Zielvorgabe. Das EDA erreichte 18%, das EJPD 17%, das
EVD 14%, das EMD 13%, das EVED 12% und das EFD 11%. 16

BERICHT
DATUM: 10.01.1993
MARIANNE BENTELI

Die Wahl von Ruth Dreifuss in den Bundesrat bedeutete einerseits einen klaren
punktuellen Sieg der Frauen, da erstmals aufgrund von "Frauen-Power" ein
rechtskräftig in ein hohes Amt gewählter Mann derart unter Druck gesetzt wurde, dass
er zugunsten einer Frau auf dieses Amt verzichtete. Andererseits löste die Wahl und
deren Begleitumstände eine Bewegung aus, die unter dem Begriff "Brunner-Effekt" die
Wahlen in kantonale und kommunale Legislativen und Exekutiven nachhaltig
beeinflusste und zu einer nahezu erdrutschartißen Zunahme der Frauen in öffentlichen
Ämtern führte. 17

ANDERES
DATUM: 03.03.1993
MARIANNE BENTELI

Im Sommer konnte die Bundeskanzlei vermelden, der Frauenanteil in den 255
ausserparlamentarischen Kommissionen habe sich innerhalb der letzten vier Jahre von
8 auf 16% erhöht. Kurz darauf wurde dann allerdings bekannt, dass im Zug der
Redimensionierung der AHV-Kommission drei grosse Frauenorganisationen (Bund
Schweizerischer Frauenorganisationen, Schweizerischer Katholischer Frauenbund,
Evangelischer Frauenbund) über die Klinge springen mussten. Viele Frauen zeigten sich
empört darüber, dass die Frauenorganisationen gerade während der parlamentarischen
Beratungen der 10. AHV-Revision, die vielfach als "Frauen-Revision" betrachtet wird,
aus diesem wichtigen Konsultativorgan ausgeschlossen wurden. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.10.1993
MARIANNE BENTELI

Bei der Abstimmung über eine Totalrevision der Staatsverfassung im Kanton Luzern
konnte sich erstmals das Stimmvolk an der Urne zur Einführung einer Quotenregelung
äussern. Alle Luzerner Frauenorganisationen, ein überparteiliches Komitee sowie die
Linksparteien hatten eine paritätische Zusammensetzung des Verfassungsrates
verlangt. Im Namen der Wahlfreiheit sprach sich die FDP klar, die CVP knapp dagegen
aus. Die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger lehnten die Quotenregelung mit 68%
Neinstimmen deutlich ab. 19

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.11.1993
MARIANNE BENTELI

Mit Gret Haller (sp, BE) wurde zum drittenmal eine Frau zur Nationalratspräsidentin
und damit höchsten Schweizerin gewählt. Haller, die als engagierte Feministin gilt,
wertete ihre Wahl als Anerkennung der Frauenbewegung. 20

WAHLEN
DATUM: 30.11.1993
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat wählte die Tessinerin Carla del Ponte zur Bundesanwältin. Damit ist
erstmals eine Frau oberste Fahnderin und Anklägerin der Schweiz. 21

WAHLEN
DATUM: 23.12.1993
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Studie des Bundesamtes für Statistik (BFS), welche die Resultate der
Frauen bei den Nationalratswahlen von 1971 bis 1991 verglich, hat sich die
Frauenvertretung seit den 70er Jahren sowohl in parteipolitischer wie regionaler
Hinsicht stark verändert. Nach der Einführung des Frauenstimmrechts teilten sich FDP,
CVP und SP vorerst zu ungefähr gleichen Teilen in die Frauensitze. Der Frauenanteil der
bürgerlichen Bundesratsparteien stagnierte aber ab den 80er Jahren; 1991 war ihre
Frauenvertretung im Nationalrat mit 12 Mandaten zusammen nur noch gleich gross wie
jene der SP allein. Seit 1983 stammen 55 bis 60% aller in die grosse Kammer gewählten
Frauen aus den Reihen der SP und den Allianzen von POCH und Grünen, obwohl diese
Parteien dort nur 26 bis 28% der Sitze halten. Noch nie seit Einführung des
Frauenstimmrechts wurde eine Frau der EVP, der nationalistischen Rechtsparteien
oder der Autopartei (heute Freiheitspartei) in den Nationalrat gewählt.
Die Unterscheidung nach Sprachregionen wies eine deutliche Verschiebung der
Frauenvertretung von der Romandie in die Deutschschweiz nach. In den 70er Jahren
war der Anteil der in den Nationalrat gewählten Frauen in den französischsprachigen
Kantonen deutlich grösser (8,9%) als in den deutschsprachigen (4,1%). Während danach

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.06.1994
MARIANNE BENTELI
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der Frauenanteil in der Deutschschweiz kontinuierlich anstieg und 1991 21,5% erreichte,
sank er in der Westschweiz seit 1983 und kam 1991 mit 8,3% auf seinen Tiefststand. In
den kantonalen Parlamenten lassen sich hingegen keine sprachregionalen Unterschiede
feststellen, die Führungsrolle wechselt hier immer wieder von einem Landesteil zum
andern. 22

Unter der Führung von Gret Haller (sp, BE), die im Berichtsjahr als
Nationalratspräsidentin höchste Schweizerin war, und von Bundesrätin Ruth Dreifuss
wurde das Solidaritätsnetz der politisch verantwortlichen Frauen weiter ausgebaut.
Ende März trafen sich auf Einladung Hallers rund 120 nebenamtliche Präsidentinnen von
Gemeinde- und Kantonsräten in Bern, um über ihre politischen Erfahrungen zu
diskutieren. Im Mai lud Dreifuss jene Frauen zu einem Gedankenaustausch ein, die
hauptamtlich ein Exekutivamt bekleiden. Im September schliesslich folgten die
Parlamentspräsidentinnen von Deutschland, El Salvador, Grenada, Finnland, Island,
Italien, Japan und Südafrika der Einladung Hallers zu einer internationalen Konferenz.
Die Politikerinnen befassten sich mit der Rolle der Frau in der Politik, aber auch mit
Fragen der Nord-Süd-Solidarität und des Minderheitenschutzes. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.09.1994
MARIANNE BENTELI

Eine parlamentarische Initiative Bär (gp, BE), welche verlangte, beiden Geschlechtern
sei eine angemessene Vertretung im Bundesrat zu garantieren, wurde mit 93:53
Stimmen recht deutlich abgelehnt. Frau Bär erachtete ihren Vorschlag als die
"Zauberformel der Zukunft" und verwies auf die Akzeptanz anderer "Quoten", wie etwa
partei-, sprach- oder regionalpolitische. Mit dieser Argumentation erhielt sie aber nur
gerade die Unterstützung ihrer eigenen Partei sowie jene der SP- und der LdU/EVP-
Fraktion. Die Mehrheit des Rates stellte sich hinter die Erwägungen ihrer
staatspolitischen Kommission, welche den Vorschlag der Berner Grünen als eine
weitreichende Beeinträchtigung des aktiven und passiven Wahlrechts erachtete. Sie
befand, gerade angesichts der von Bär ins Feld geführten Vorgaben bei
Bundesratswahlen sollte die Bundesversammlung ihre Wahlfreiheit nicht noch
zusätzlich einschränken. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.10.1994
MARIANNE BENTELI

Im Kanton Solothurn wurde unter dem Titel "Initiative 2001" ebenfalls ein
Volksbegehren eingereicht, welches verlangt, dass Frauen und Männer entsprechend
ihrem Bevölkerungsanteil in den kantonalen Behörden vertreten sein sollen. Obgleich
der Anteil der Frauen im Solothurner Kantonsrat nach den Wahlen von 1993 34% und
damit die zweithöchste Frauenquote in einem Schweizer Kantonsparlament erreicht
hat, befand das Initiativkomitee, welchem vor allem Frauen aus dem links-grünen
Spektrum angehören, die Frauen seien weiterhin krass untervertreten; nur der Weg
über gesetzliche Quoten führe zu einer raschen Veränderung der Verhältnisse. 25

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.06.1995
MARIANNE BENTELI

Die Volksinitiative "für eine angemessene Vertretung der Frauen in allen
eidgenössischen Behörden (Initiative 3. März)" kam mit 109'713 beglaubigten
Unterschriften knapp zustande. Das Volksbegehren verlangt eine proportionale
Vertretung der Frauen in allen Bundesbehörden und in der allgemeinen
Bundesverwaltung, im Parlament, im Bundesgericht, in den Regiebetrieben des Bundes
sowie an den eidgenössischen Hochschulen. Sie geht auf den 3. März 1993 zurück, als
das Parlament anstelle der offiziellen SP-Kandidatin, der Genfer Nationalrätin
Christiane Brunner, den Neuenburger SP-Nationalrat Francis Matthey in den Bundesrat
wählen wollte. 26

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.06.1995
MARIANNE BENTELI

Dass solche Ansinnen in der Bevölkerung nur wenig Rückhalt geniessen, wurde
spätestens im September klar, als in der Stadt Bern eine zuvor noch vom
Stadtparlament knapp gutgeheissene Quotenregelung von knapp 68% der
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger überraschend deutlich abgelehnt wurde. Die
Vorlage war von den regierenden Rot-Grün-Mitte-Parteien unterstützt, von den
bürgerlichen und den Rechtsparteien aber vehement bekämpft worden. Diese
bezeichneten die Einführung von Geschlechterquoten als verfassungswidrige und
undemokratische Zwängerei. 27

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.09.1995
MARIANNE BENTELI
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Bei den Erneuerungswahlen ins eidgenössische Parlament nahm der Frauenanteil noch
einmal leicht zu. In den Nationalrat wurden 43 Frauen (1991: 35) gewählt, was 21,5%
(17,5%) aller Mandate entspricht. Am meisten Frauen in absoluten Zahlen stellte die SP
(19), gefolgt von der FDP (8). Im Ständerat konnten die Frauen ihren Anteil von vier auf
acht verdoppeln und erreichten 17,4% der Mandate. Erstmals schickten zwei Kantone
(Genf und Zürich) eine reine Frauenvertretung in die kleine Kammer. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.11.1995
MARIANNE BENTELI

Wie eine Analyse des Bundesamtes für Statistik zeigte, sind die Wahlchancen der
Männer nach wie vor deutlich besser als jene der Frauen. Bei den Nationalratswahlen
verzeichneten die Frauen eine um 1,9mal geringere Wahlquote. Die Studie kam weiter
zum Schluss, dass 1995 die Aussichten der Deutschschweizerinnen, gewählt zu werden,
doppelt so hoch waren wie jene der Romandes. Im Berichtsjahr hatten die Frauen
einzig bei den Grünen bessere Wahlchancen als die Männer. Bei der SP waren die
Wahlchancen der Männer rund anderthalb Mal grösser als jene der Frauen, bei der FDP
1,8mal, bei der SVP mehr als zweimal und bei der CVP sogar über dreimal. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.12.1995
MARIANNE BENTELI

Eine Studie über die Rolle der Frauen in der Lokalpolitik kam zu ernüchternden
Resultaten. Von den rund 18 000 Gemeinderatssitzen (Exekutive), die es in den 3000
Schweizer Gemeinden gibt, wurden Ende 1994 nur gerade 13,6% von Frauen belegt. In
40% der Gemeinden waren zu diesem Zeitpunkt in den kommunalen Exekutiven
überhaupt keine Frauen vertreten, in 45% sass nur gerade eine Frau, in lediglich 15%
amteten zwei Gemeinderätinnen oder mehr. Seit 1988 hat sich der Frauenanteil nur
gerade um sechs Prozentpunkte erhöht. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1995
MARIANNE BENTELI

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn erachtete die im Vorjahr eingereichte
"Initiative 2001", welche eine gleich starke Vertretung der Frauen und Männer in allen
Behörden des Kantons verlangte, als verfassungswidrig, da sie mit dem
Diskriminierungsverbot kollidiere, die Männer benachteilige, und den Grundsatz des
allgemeinen Stimm- und Wahlrechts verletze. Der Kantonsrat folgte dieser
Argumentation und erklärte die Initiative für ungültig, worauf die Initiantinnen
Beschwerde beim Bundesgericht einreichten. 31

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.02.1996
MARIANNE BENTELI

Aus Anlass des 25. Jahrestages seit Einführung des Stimm- und Wahlrechts der Frauen
auf Bundesebene untersuchte ein politologisches Forschungsinstitut Unterschiede im
Wahl- und Abstimmungsverhalten zwischen Frauen und Männern. Die Auswertung
listete 14 Abstimmungen auf, bei denen das Geschlecht den Ausschlag für ein Ja oder
ein Nein gab. Die Erfolgsquote ist ausgeglichen: Siebenmal setzten sich die Frauen und
siebenmal die Männer durch. Viermal erkämpften die Frauen ein Ja, nämlich beim
neuen Ehe- und Erbrecht, dem Kernkraftmoratorium, der Alpeninitiative und dem
Antirassismusgesetz. Dreimal gaben Frauenmehrheiten den Ausschlag zu einem Nein:
bei der Fristenlösung, der Herabsetzung des Stimm- und Wahlrechtsalters auf 18 Jahre
(1979) und der Lockerung der Lex Friedrich (1995). Umgekehrt siegten die neinsagenden
Männer beim Ausstieg aus der Atomenergie (1990), bei Atom- und Energieinitiativen
(1979 und 1984), beim einem liberaleren Ausländergesetz (1982), der
Kleinbauerninitiative, der Waffenplatzinitiative und der Initiative "Weg vom
Tierversuch" gegen Ja-Mehrheiten der Frauen. Unterschiede wurden aber auch dort
deutlich, wo sie auf das Abstimmungsergebnis keinen Einfluss hatten. Die
Rekordabweichung wurde beim Werbeverbot für Tabakwaren erreicht, wo 18% mehr
Frauen zustimmten.

Die Autoren der Studie konstatierten set der Mitte der achtziger Jahre einen Trend der
Frauen zu eigenständigerem Stimmverhalten. Frauen hätten den Wertewandel hin zu
vermehrter Ökologie und zum Schutze des Menschen schneller und nachhaltiger
vollzogen als die Männer. Dies zeige sich insbesondere bei ethischen Forderungen,
sowie in der Sicherheits- und Ausländerpolitik. Das Nein der Frauen zur Lockerung der
Lex Friedrich erklärten sie weniger mit fremdenfeindlichen denn mit ökologischen
Motiven.

Bei den Wahlen liessen sich geringere Unterschiede zwischen den Geschlechtern
feststellen. Wie eine Auswertung der eidgenössischen Wahlen von 1995 zeigte, wurden
nur gerade die Grünen häufiger von Frauen als von Männern gewählt. Interessant waren

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.07.1996
MARIANNE BENTELI
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die geringen Unterschiede bei den Regierungsparteien. 45% der SP-Wählerschaft
waren Frauen; 44% waren es auch bei der SVP, obwohl im Parlament weit mehr SP- als
SVP-Frauen sitzen. Nach Meinung der Politologen ist dies ebenfalls Ausdruck eines
qualitativen Wandels. Im rot-grünen Lager sei es inzwischen mehrheitsfähig geworden,
Frauen gleichberechtigten Raum zuzugestehen. Rechtsstehende Parteien zögen
hingegen Wählerinnen an, die beim traditionellen Rollenverständnis bleiben wollten. 32

Der 5. Schweizerische Frauenkongress, der vom 19. bis 21. Januar in Bern stattfand,
und an dem weit über 2000 Frauen aus allen Landesteilen sowie allen politischen,
sozialen, kirchlichen und kulturellen Kreisen teilnahmen, stand unter dem Motto
"L'avenir au féminin - Visionen unserer Zukunft - donne 2099". Den Auftakt der
Veranstaltung machte Bundesrätin Ruth Dreifuss mit einer Rede, in der sie
insbesondere die Rolle des Staates bei der Verwirklichung der Gleichstellung
herausstrich. Nötig seien eine Feminisierung des Staates und mehr Frauen in allen
Institutionen. Bei der Frauenförderung gehe es nicht darum, Frauen zu bevorzugen,
sondern nicht länger systematisch Männer vorzuziehen. Herzstück des Kongresses
waren 80 Workshops, die in vier Foren die Themen "Offene Schweiz - globale
Verantwortung", "Neue Lebens- und Arbeitsformen", "Soziale Sicherheit im 21.
Jahrhundert" und "Gewaltfreie Gesellschaft" diskutieren. Zum Abschluss wurden in
einer Plenarversammlung knapp 80 Resolutionen verabschiedet. Als vordringlich wurde
die Einführung einer Mutterschaftsversicherung für alle Frauen gefordert. Verlangt oder
zumindest angeregt wurden ein flexibles Rentenalter mit ungekürztem Rentenanspruch,
die gerechtere Verteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit, die Aufwertung der
Familienbetreuung, die Förderung der Friedensforschung, die finanzielle Unterstützung
der Frauenhäuser, die Aufhebung der Verjährung bei sexueller Ausbeutung, die
Ratifikation der UNO-Konventionen über Frauen- und Kinderrechte sowie der Beitritt
zu UNO und EU. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.1996
MARIANNE BENTELI

Im Nationalrat war es der Thurgauer Gusset, der im Namen der FP argwöhnte, die
Frauenkonvention sei wohl das Mittel, um sozialistische Anliegen wie das Recht auf
Arbeit und die Mutterschaftsversicherung durch die Hintertür einzuführen. Vorbehalte
brachten auch die Liberalen an, während die SVP sich eines Kommentars enthielt. Auch
hier konterte Bundesrätin Dreifuss, die UNO-Konvention werde das politische Leben in
der Schweiz nicht auf den Kopf stellen, sondern könne höchstens den Prozess zur
Umsetzung der Gleichstellung von Frau und Mann in allen Lebensbereichen
dynamisieren. Einig waren sich die Rednerinnen von CVP, FDP und SP, dass die
Ratifizierung des Abkommens aus dem Jahr 1979 nun überfällig sei. Die Konvention
wurde schliesslich mit 99 gegen 22 Stimmen und bei 14 Enthaltungen gutgeheissen. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.1996
MARIANNE BENTELI

Die Medienpräsenz der Kandidatinnen im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen war
auch 1995 im Vergleich zu ihren männlichen Konkurrenten unterproportional. Dennoch
konnten sich die Frauen im Wahlkampf besser profilieren als noch vier Jahre zuvor.
Dies zeigte eine Studie, welche von der Eidg. Frauenkommission in Auftrag gegeben
wurde. Untersucht wurden für die Zeit vom 11. September bis 21. Oktober 1995 nach
Sprachregionen ausgewählte Printmedien sowie die Sendegefässe von Schweizer
Fernsehen und Radio. Bei 5057 Namensnennungen in fünf Deutschschweizer Zeitungen
entfielen 27% auf Kandidatinnen und 73% auf Kandidaten, obgleich die Frauen 36%
aller Kandidierenden in der Deutschschweiz ausmachten. Parteibezogen erreichten die
SP-Kandidatinnen die meisten Nennungen, gefolgt von jenen der FDP. Besser sah es in
der Romandie aus, wo rund 34% der Nennungen auf Frauen entfielen.

Quantitativ geschlechtergerecht verhielt sich Radio DRS 1, in dessen Sendungen die
Frauen 36% der Redezeit erhielten, wobei hier sogar mit der Berner
Ständeratskandidatin Christine Beerli (fdp) eine Frau deutlich am längsten das Wort
hatte. Anders verhielt es sich bei der Radio Suisse romande La Première, wo den
Frauen nur gerade 25% Antennenpräsenz vergönnt war. Schlecht kamen die
Kandidatinnen auch beim Fernsehen weg (23% in der Deutschschweiz und 27% in der
Romandie). Insbesondere FS DRS bat mit Vorliebe männliche Politprominenz vor die
Kamera. Hinter Bodenmann rangierten neben dem Zürcher SVP-Mann Blocher die
Vorsitzenden der drei bürgerlichen Bundesratsparteien an der Spitze. Erst als sechste
folgte Monika Weber, vor Spoerry als achter und der Zürcher Grünen Verena Diener als
neunter. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1996
MARIANNE BENTELI
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Mit 142 von 162 Stimmen wurde die Luzernerin Judith Stamm klar zur Präsidentin des
Nationalrates für 1997 gewählt. Als CVP-Vertreterin, die seit 1983 im Nationalrat sitzt,
übernimmt sie als vierte Frau das Amt als höchste Schweizerin. 36

WAHLEN
DATUM: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI

Das Urner Kantonalparlament erklärte Anfang Juni die von der Grünen Bewegung Uri
eingereichte kantonale Volksinitiative "für gleiche Wahlchancen" für ungültig, weil sie
Bundesrecht verletze. Die Initiative verlangte, dass alle Behörden und Kommissionen,
die vom Volk gewählt oder durch gewählte Organe bestimmt werden, annähernd zur
Hälfte mit Frauen und Männern besetzt sein müssen. Jedes Geschlecht sollte jedoch
mindestens zu einem Drittel vertreten sein. 37

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.06.1997
MARIANNE BENTELI

Die Richter in Lausanne stützten einen Entscheid des Solothurner Kantonsrates, der im
Vorjahr eine Initiative, welche Quoten in den kantonalen Behörden verlangte, für
ungültig erklärt hatte. Sie wiesen die Stimmrechtsbeschwerde der Initiantinnen mit der
Begründung ab, starre Quoten bedeuteten faktisch eine Sperre für Kandidaten des
anderen Geschlechts und seien deshalb unverhältnismässig. Männer würden einzig
ihres Geschlechtes wegen diskriminiert; sie könnten über längere Zeit nicht mehr für
Ämter kandidieren. Dies sei ein schwerer Eingriff in die verfassungsmässige Garantie
des Wahl- und Stimmrechts. Zwar zeigten einige der sieben Bundesrichter durchaus
Sympathien für die Quote als spezielle Form der Frauenförderung. Es überwog aber das
Argument, das öffentliche Interesse an frei wählbaren Personen sei grösser. 38

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 07.06.1997
MARIANNE BENTELI

Zwei Interpellationen (Langenberger, fdp, VD und Vermot, sp. BE) zur nach wie vor
unterproportionalen Vertretung der Frauen in den Expertenkommissionen des Bundes
sowie den internen Arbeitsgruppen der Bundesverwaltung wurden vom Bundesrat
etwas ausweichend mit dem Argument der relativ wenigen zur Verfügung stehenden
Frauen beantwortet. Immerhin habe sich der Anteil der Frauen in
Expertenkommissionen in den letzten zehn Jahren von 8% auf 28% gesteigert. 39

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 20.06.1997
MARIANNE BENTELI

Anfang November beschloss das Zuger Stadtparlament, im Geschäftsreglement des
Grossen Gemeinderates alle Bezeichnungen für die öffentliche Ämter der Stadt allein in
der weiblichen Form aufzuführen, wobei in einer Fussnote vermerkt wurde, dass damit
die Männer mitgemeint seien. 40

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.11.1997
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Studie des Bundesamtes für Statistik verbessert sich die Stellung der
Frauen in der Politik langsam aber kontinuierlich. So nahm der Anteil in den kantonalen
Parlamenten von 22% im Jahr 1995 auf 23% im April 1997 zu. Bemerkenswert war
namentlich die Steigerung bei den Regierungsrätinnen, deren Anzahl im gleichen
Zeitraum von 19 auf 25 anstieg, womit sich der Anteil der Frauen in den
Kantonsregierungen auf 15% erhöhte. Aufgrund einer schriftlichen Umfrage bei rund 115
Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern wurde auch die Situation der Frauen in
den Gemeindeexekutiven untersucht. Wie auf eidgenössischer und kantonaler Ebene
erwies sich auch hier, dass die Frauen von linken und grünen Parteien relativ grössere
Wahlchancen haben als die Frauen der bürgerlichen Parteien. So betrug der
Frauenanteil bei der SP 32% und bei den Grünen 44%, während sich ihr Anteil bei den
bürgerlichen Bundesratsparteien lediglich zwischen 15% und 22% bewegte. Es zeigte
sich auch, dass die Wahlchancen der Frauen für die Gemeindeexekutive in der
deutschsprachigen Schweiz grösser sind als in der Romandie oder im Tessin. 41

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die Volksinitiative "für eine gerechte
Verteilung der Frauen in den Bundesbehörden (Initiative 3. März)" abzulehnen sowie
auf einen Gegenvorschlag zu verzichten. Er befand, die Initiative sei zu rigide,
unverhältnismässig und ein allzu offensichtlicher Verstoss gegen die Wahlfreiheit. Die
Situation der Frauen in den Behörden der Schweiz sei nicht so unbefriedigend, dass
dermassen starre und absolute Quoten notwendig wären. Mit seiner Einschätzung
stellte er sich gegen das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann.
Dieses beurteilte die Initiative als einen wichtigen Vorschlag. Quoten seien ein Mittel,
um die Gleichstellung der Frauen innert nützlicher Frist zu realisieren. 42

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI
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Die Frauen von SP, FDP, CVP, SVP, Grünen und EVP unterstützen ein Manifest der Eidg.
Frauenkommission zu den Wahlen 1999. Das Manifest fordert die Parteien auf, sich
konsequent für eine paritätische Vertretung von Frauen und Männern im
eidgenössischen Parlament einzusetzen und spezifische Frauenstrukturen zu schaffen.
In allen Parteigremien sollen Quoten beiden Geschlechtern eine Mindestvertretung
sichern. Bei Parteiveranstaltungen und in den Medien müssten Frauen mindestens so
oft zum Zug kommen wie Männer. Frauen seien frühzeitig aufzubauen und an die Spitze
der Liste zu setzen. Auch Amtszeitbeschränkungen und frühzeitige Rücktritte von
Männern sollten den Weg für Frauen freimachen. 43

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.05.1998
MARIANNE BENTELI

Am 9. Dezember – am Ende des Jubeljahres zum 150. Geburtstag des modernen
Bundesstaates und 27 Jahre nach Einführung des Frauenstimmrechts – wurde Ruth
Dreifuss turnusgemäss zur ersten Bundespräsidentin der Schweiz gewählt. Sie wird
dem Bundesrat im Jahr 1999 vorstehen. 44

WAHLEN
DATUM: 10.12.1998
MARIANNE BENTELI

Wie eine Studie darlegte, hat der Anteil der Frauen in den Gemeindeexekutiven
zwischen 1988 und 1998 von 6,9% auf rund 19% zugenommen, weist aber immer noch
den tiefsten Wert der weiblichen Politikbeteiligung aus, allerdings nur knapp unter
jenem in den kantonalen Exekutiven (1999: 20,4%) und im Ständerat (1999: 19,6%). In
den Deutschschweizer Gemeindeexekutiven sind die Frauen mit 20% besser vertreten
als in der Romandie (17%) und im Tessin (13,5%). Je grösser die Einwohnerzahl einer
Gemeinde und die Sitzzahl in der Exekutive ist, desto höher liegt in der Regel der
Frauenanteil in diesen Gremien. 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.08.2000
MARIANNE BENTELI

In den ausserparlamentarischen Kommissionen des Bundes sitzen neu 33,5% Frauen.
Erstmals wurde damit die seit Jahren angestrebte Quote von 30% übertroffen. Nach
der einschlägigen Verordnung von 1996 ist darauf zu achten, dass die Geschlechter,
Sprachen, Regionen und Altersgruppen in diesen Gremien möglichst ausgewogen
vertreten sind. 46

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.01.2001
MARIANNE BENTELI

30 Jahre nach Einführung des Frauenstimmrechts wurde das Abstimmungsverhalten
der Frauen erneut unter die Lupe genommen. Die Feststellungen glichen jenen von
1996. In rund 10% der 180 untersuchten Urnengängen konnten geschlechterspezifische
Abweichungen festgestellt werden, bei 16 Abstimmungen war die Differenz sogar
ausschlaggebend, wobei Frauen und Männer je achtmal obsiegten. Der
Geschlechterunterschied manifestierte sich vor allem bei emotionalen und stark
polarisierenden Vorlagen (Antirassismus-Gesetz, Alpeninitiative, Genschutzinitiative,
10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters, Mutterschaftsversicherung), bei
denen die Frauen sozialer und umweltfreundlicher stimmten als die Männer. 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.02.2001
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Studie des BFS beträgt der Frauenanteil in den Exekutiven grösserer
Schweizer Gemeinden (mehr als 10 000 Einwohner) gegenwärtig rund 24% (1997: 22%),
doch ist nur in jeder neunten auch eine Frau Gemeindepräsidentin. Frauen aus
Linksparteien haben die grösseren Wahlchancen als die Vertreterinnen der
bürgerlichen Parteien. Den höchsten Frauenanteil weist die SP mit 34,7% aus, gefolgt
von den Grünen (27,3%), der CVP (23,5%), der FDP (19,5%) und der SVP (16,2%). Der
Vergleich zwischen den Sprachregionen zeigt durchschnittlich höhere Frauenanteile in
den Gemeinden der Deutschschweiz als in der Romandie. Die gewählten Frauen stehen
überproportional häufig Ressorts vor, die der traditionellen Frauenrolle nahe liegen
(Soziales, Schule, Gesundheit, Jugend/Freizeit/Sport und Kultur); Finanzen und Verkehr
sind dagegen fast reine Männerdomänen. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.06.2001
MARIANNE BENTELI
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Die EFK konnte ihr 25jähriges Bestehen feiern. Zum Jubiläum stellte sie ihr neuestes
Projekt vor, ein Mentoring-Programm für junge Politikerinnen, das sie zusammen mit
der Dachorganisation der Jugendverbände (SAJV) durchführt. Ein Jahr lang werden
junge Frauen, die sich bereits partei- oder verbandspolitisch betätigt haben, von einer
Spitzenpolitikerin in ihrer Arbeit gefördert. 49

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.06.2001
MARIANNE BENTELI

Wie bereits vier und acht Jahre zuvor, wurde im Auftrag der Eidgenössischen
Kommission für Frauenfragen (EFK) die Medienpräsenz der Kandidatinnen im Vorfeld
der Nationalratswahlen 1999 untersucht. Erneut waren die Frauen (35% der
Kandidierenden) klar unterdurchschnittlich vertreten (18% Redezeit im Fernsehen
landesweit). In den Sendungen der öffentlich-rechtlichen TV-Anstalten hatten die
Frauen mit 29% in der Westschweiz die höchste Fernsehpräsenz, gefolgt von der
Deutschschweiz (23%) und dem Tessin (11%). Beim weniger prestigeträchtigen Radio
waren die Frauen eindeutig besser repräsentiert (31%). Innerhalb der
Bundesratsparteien durften sich die SP-Frauen am meisten äussern, gefolgt von jenen
der CVP. Die FDP war vor der Kamera vor allem durch Männer vertreten, die SVP-Frauen
waren medial praktisch inexistent. Diese Feststellungen wurden als ein deutliches
Anzeichen dafür gewertet, dass die Benachteiligung der Frauen weniger von den
Fernsehmachern als vielmehr von den Parteizentralen abhängt. 50

BERICHT
DATUM: 07.02.2002
MARIANNE BENTELI

Eine Gruppe von Parlamentarierinnen, denen neben Nationalratspräsidentin Maury
Pasquier (sp, GE) die Nationalrätinnen Gadient (svp, GR), Nabholz (fdp, ZH) und Zapfl
(cvp, ZH) angehörten, traf sich im März in Bamako (Mali) mit Parlamentarierinnen aus
Westafrika. Ziel des Erfahrungsaustauschs, der auf dem Hintergrund anstehender
Wahlen in Mali, Burkina Faso, Niger, Tschad und Benin stattfand, war, den
kandidierenden Frauen Rückendeckung zu geben und die Frauen generell zu einer
stärkeren Beteiligung am politischen Leben zu ermuntern. Alt Nationalrätin Leni Robert
(gp, BE), die das Treffen in Afrika koordinierte, bezeichnete das neu geschaffene
Netzwerk zwischen Parlamentarierinnen aus verschiedenen Ländern als einzigartig;
wohl gebe es internationale Parlamentarier-Organisationen, doch für die spezifische
Unterstützung von Frauen für Frauen in Parlamenten stehe keine Plattform zur
Verfügung. In einer zweiten Etappe will die Parlamentarierinnengruppe einen Austausch
mit Kolleginnen in den jungen Demokratien Osteuropas und den zentralasiatischen
Staaten aufbauen, die wie die fünf Länder Westafrikas zu den Schwerpunktländern der
Schweizer Entwicklungszusammenarbeit gehören. 51

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.03.2002
MARIANNE BENTELI

Der Frauenstreik 1991 war Ausgangspunkt für die Bildung reiner Frauenparteien
gewesen (FraP! in Zürich, FraB in Basel). Diese waren mit dem Ziel angetreten, Frauen
und neue politische Inhalte in die Parlamente zu bringen. Christine Goll (ZH) wurde als
Einzige aus diesem Kreis in den Nationalrat gewählt, trat aber 1997 der SP und deren
Fraktion im Bundeshaus bei, weil sie der Auffassung war, es sei nicht möglich, mit so
wenig infrastruktureller Unterstützung die an sie gestellten Erwartungen zu erfüllen. Im
Berichtsjahr lösten sich Frap! und FraB mangels Nachwuchs auf. 52

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.11.2002
MARIANNE BENTELI

Mit der Wahl von Nationalrätin Regina Aeppli gelang es der SP im Kanton Zürich, auf
Kosten eines CVP-Mannes einen zweiten Sitz im Regierungsrat zu erobern. Damit wurde
erstmals eine Frauenmehrheit in einer Kantonsregierung der Schweiz Realität. 53

KANTONALE POLITIK
DATUM: 07.04.2003
MARIANNE BENTELI

Ein Blick auf die Frauenanteile bei den Nationalratswahlen nach Kantonen zeigte, dass
der Kanton Zürich mit 35,3% die meisten Frauen nach Bern schickte. Ebenfalls über
dem Durchschnitt von 26% liegen die Kantone St. Gallen und Aargau (beide 33,3%),
Bern (30,8%), Solothurn und Basel-Landschaft (je 28,6%), Waadt (27,8%) und Genf
(27,3%). Am untersten Ende dieser Tabelle befinden sich die Kantone Obwalden,
Nidwalden, Glarus, Zug, Schaffhausen, Wallis, Appenzell Innerrhoden und der Jura. Sie
haben keine Frauen im Nationalrat. Allerdings sind diese Werte im Fall von Obwalden,
Nidwalden, Glarus und Appenzell Innerrhoden wenig aussagekräftig, da diesen
Kantonen bloss ein Mandat im Nationalrat zusteht. Das gleiche gilt für die Kantone Uri
und Appenzell Ausserrhoden, deren Frauenanteil im Nationalrat 100% beträgt. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.06.2003
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.22 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die landläufige Meinung «je linker eine Partei, desto höher die Frauenvertretung»
wurde durch die statistische Erhebung bestätigt. So erreichte die Grüne Partei im
Nationalrat neu einen Frauenanteil von 54%. Die SP kam auf 46% und stellte die grösste
Frauenvertretung in absoluten Zahlen. An dritter Stelle folgte die CVP; sie konnte ihren
Frauenanteil von 23 auf 32% erhöhen, während der entsprechende Wert in der FDP auf
19% sank. Abgeschlagen landete die SVP mit 5,5% und damit auf dem tiefsten Wert für
diese Partei seit 1987. Gemäss BFS kann das gleiche parteipolitische Verteilungsmuster
der gewählten Frauen auch in den kantonalen Parlamenten festgestellt werden. Anders
präsentiert sich die Situation im Ständerat: Die Frauen nehmen neu elf der 46 Sitze ein.
Fünf der Frauen sind Mitglied der FDP, vier der SP, und zwei Frauen gehören der CVP
an. Die SVP hat keine Frau in der kleinen Kammer.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.10.2003
MARIANNE BENTELI

Bei den Nationalratswahlen 2003 lag der Frauenanteil unter den Kandidierenden
durchschnittlich bei 35% und war damit gleich hoch wie in den Jahren 1999 und 1995.
Dennoch stieg der Anteil der gewählten Frauen in die grosse Kammer um 2,5
Prozentpunkte auf 26%. Laut einer Mitteilung des Bundesamts für Statistik (BFS) wurde
damit der höchste Wert seit Einführung des Frauenstimmrechts erreicht. Im Ständerat
stieg der Frauenanteil von 20 auf 24%.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.10.2003
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Studie zur politischen Vertretung der Frauen auf lokaler Ebene konnten
Frauen vor allem in den Exekutiven seit 1993 beträchtlich zulegen, nämlich um 65% auf
25%. Dieser Zuwachs ging vollumfänglich auf das Konto der Städte mit weniger als
100 000 Einwohnern, während in den fünf Grossstädten keine Zunahme mehr
registriert wurde. Nur in 12 von 110 berücksichtigten Städten regierte Ende 2003 keine
einzige Frau mit. In den städtischen Parlamenten wuchs der Frauenanteil seit 1993 um
23%. Mit 30,4% blieben sie aber auch auf der untersten politischen Ebene deutlich
untervertreten; ihre Wahlchancen sind hier jedoch deutlich besser als bei Bund und
Kantonen. Unterschiede zwischen den zwei grossen Sprachregionen konnten kaum
festgestellt werden: In der Romandie betrug der Frauenanteil in den lokalen
Parlamenten 32,4%, in der Deutschschweiz knapp 30%. Die Erkenntnis, dass linke
Parteien einen höheren Frauenanteil aufweisen, gilt auch auf lokaler Ebene. Es war
jedoch die FDP, die mit einem Plus von 48,2% bei ihrer Frauenvertretung in den
Legislativen den höchsten Zuwachs verzeichnen konnte. Die SVP kam auf ein Plus von
29,6%. Beide Parteien starteten allerdings von einem tiefen Niveau aus. 55

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.02.2004
MARIANNE BENTELI

Die Frauen, die 2003 für das nationale Parlament kandidierten, waren im Vorfeld der
Wahlen in den Zeitungen weniger präsent als männliche Kandidaten. Eine im Auftrag
der Eidg. Kommission für Frauenfragen erarbeitete Studie analysierte die
Wahlberichterstattung von 15 Tages- und Sonntagszeitungen aus allen drei
Landesteilen. Gemessen am durchschnittlichen Anteil der Kandidatinnen von 35%,
waren die Frauen mit einer Präsenz von 25% in der Presse deutlich untervertreten.
Unter den Bundesratsparteien wurden die SP-Kandidatinnen in den Medien am
häufigsten genannt (48%, Anteil Kandidatinnen auf SP-Wahllisten 53%), gefolgt von den
Frauen der FDP (35/37), der CVP (19/30) und der SVP (5/18). Das relativ gute Ergebnis
von SP und FDP wurde von den Autorinnen der Analyse damit begründet, dass beide
Parteien im Wahljahr von Frauen präsidiert wurden. 56

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.06.2004
MARIANNE BENTELI

Die Frauen gingen bei den eidgenössischen Wahlen 2003 signifikant weniger an die
Urnen als die Männer (33/43%); 1995 hatte sich noch kein bedeutender Unterschied im
Wahlverhalten der Geschlechter gezeigt. Die Autoren der diesbezüglichen Studie
nannten als mögliche Erklärung der geringeren Wahlbeteiligung der Frauen den
gewachsenen Zulauf der SVP, die deutlich mehr Männer anspricht als Frauen. Die früher
festgestellten Unterschiede nach Sprachregionen scheinen verschwunden zu sein. Die
Untersuchung führte dies auf den mobilisierenden Effekt der brieflichen Stimmabgabe
zurück, die in vielen französischsprachigen Kantonen erst in den letzten Jahren
eingeführt wurde. 57

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.08.2004
MARIANNE BENTELI
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Gegenüber 1999 stieg der Anteil der gewählten Frauen bei den Wahlen 2003 in den
Nationalrat um 2,5 Prozentpunkte auf 26%. Wie die Analyse des BFS auswies, waren es
wiederum die Wählerinnen und Wähler linker Parteien, die für den Zuwachs in der
grossen Kammer sorgten: 52 Frauen wurden gewählt, 31 von ihnen auf den Listen der SP
und der GP. Der Anteil der weiblichen Kandidaten lag mit 35% erneut deutlich unter
demjenigen der männlichen; er stagnierte zudem gegenüber den vorangegangenen
Wahlen. Den höchsten Frauenanteil im Kandidatenfeld wiesen unter den grösseren
Parteien die Grünen auf (50,3%), gefolgt von der SP (48,0%), der FDP (35,2), der CVP
(27,3) und der SVP (19,1). Allerdings gelang es der FDP nicht, ihren Frauenanteil unter
den effektiv Gewählten zu bestätigen; er sank im Gegenteil von 20,9% (1999) auf 19,4%.
Umgekehrt vermochte dagegen die CVP ihren Frauenanteil bei den Gewählten von 22,9
auf 32,1% zu steigern. Erneut waren es die Grünen, die mit einer Frauenpräsenz von
50,0% im Nationalrat ganz vorne lagen, auch wenn dieser Anteil gegenüber 1999 um 16,7
Prozentpunkte zurückging. Stark aufzuholen vermochte die SP, deren Frauenanteil
unter den Gewählten neu bei 46,2% lag (plus 7 Prozentpunkte). Abgeschlagen blieb die
SVP; ihr Frauenanteil sank seit 1991 (12%) kontinuierlich auf 5,5%. Zusammenfassend
war 2003 die durchschnittliche statistische Wahlchance von kandidierenden Männern
1,6 Mal höher als jene der kandidierenden Frauen.
Die BFS-Studie gab auch die Frauenvertretung im Ständerat wieder. Für die Legislatur
2003-2007 wurden insgesamt 35 Männer und 11 Frauen gewählt, was einen (gegenüber
1999 um 4,3 Prozentpunkte gestiegenen) Frauenanteil von 23,9% ergibt. Unter den
Gewählten der SP waren 4 Frauen und 5 Männer, bei der FDP betrug das Verhältnis 5:9;
die CVP schickte nur 2 Frauen neben 13 Männern ins „Stöckli“ und die SVP (8 Gewählte)
gar keine. Der durchschnittliche Frauenanteil in den Kantonsparlamenten betrug Ende
2003 24,2%. Zuoberst rangierten die beiden Basel, Zürich, Obwalden und Bern mit
über 30% Frauen, am unteren Ende Schwyz (14%), das Wallis (13,1), das Tessin (11,1) und
Glarus (10,0). 58

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.09.2004
MARIANNE BENTELI

Der Umstand, dass die Frauen aus den Bundesratswahlen 2003 als die grossen
Verliererinnen hervorgingen, weckte die seit dem Frauenstreik von 1994 etwas
eingeschlafene „Frauen-Power“ in der Politik wieder. Anfang Jahr beschlossen die
Frauengruppierungen der im Parlament vertretenen Parteien, regelmässige Treffen
durchzuführen. Daraus ging ein „Memorandum 10. Dezember“ hervor, in welchem die
Frauen unter anderem einen höheren Frauenanteil in Bundesrat und Parlament sowie
in kantonalen Exekutiven und Legislativen und eine bessere Vereinbarkeit von Familien-
und Erwerbsarbeit forderten. Bis in bürgerliche Kreise hinein wurde die Idee einer
(allenfalls zeitlich begrenzten) Einführung von Frauenquoten für den Bundesrat als
zumindest bedenkenswert eingestuft. Die SP reichte eine entsprechende
parlamentarische Initiative ein, die von der vorberatenden Kommission wegen der
zusätzlichen Einschränkungen bei der Wahl in den Bundesrat klar abgelehnt und im
Berichtsjahr vom Plenum noch nicht behandelt wurde. 59

ANDERES
DATUM: 13.09.2005
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag seiner SPK beschloss der Nationalrat mit 84 zu 74 Stimmen, der
parlamentarischen Initiative der SP-Fraktion für eine neue Verfassungsbestimmung,
welche jedem Geschlecht mindestens drei Sitze im Bundesrat zusichert, keine Folge zu
geben. Die SPK begründete ihren Ablehnungsantrag vor allem damit, dass eine solche
Vorschrift die Auswahlmöglichkeiten zu stark einschränken würde. Dies sei umso mehr
der Fall, als auf die bestehenden und von der Kommissionsmehrheit als wichtiger
erachteten Verfassungsvorgaben über die sprachliche und regionale Ausgewogenheit
nicht verzichtet werden soll. 60

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Gesamtschweizerisch belegten die Frauen Ende 2005 22,8% (36 von 158) der
kantonalen Regierungssitze (2004: 23,4%). Gemessen am Gesamttotal ihrer
Regierungssitze (31) stellen die Sozialdemokraten mit 13 Exekutivmitgliedern den
höchsten Frauenanteil (41,9%), gefolgt von der FDP mit 29,5% (13 von 44
Regierungsmitgliedern), den Liberalen mit 25% (1 von 4 Mandaten), der SVP mit 21,1% (4
von 19 Sitzen) und den Grünen mit 14,3% (1 von 7 Mandaten). Bei den
Bundesratsparteien ist der Frauenanteil bei der CVP mit 8,9% (4 von 45 Sitzen) am
kleinsten. Von einem reinen Männergremium regiert werden sechs Kantone (AG, AI, GE,
SZ, TG, VS). Der durchschnittliche Frauenanteil in den Kantonsparlamenten betrug
Ende 2005 25,8% (2004: 25,1%). Gesamtschweizerisch am meisten
Parlamentarierinnen delegiert der Aargau (36,4%), am wenigsten Glarus (10,0%). 61

BERICHT
DATUM: 12.01.2006
MAGDALENA BERNATH
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Im Februar veröffentlichte das Bundesamt für Statistik eine Studie, die sich auch der
Vertretung der Frauen in Parlamenten und Regierungen der 121 grössten Städte
widmet. Die Untersuchungen zeigten, dass Frauen mittlerweile einen Viertel der Sitze
der städtischen Exekutiven besetzen, dies ist viermal mehr als 1983 (5,8%). Allerdings
waren nur 12% der Stadtpräsidenten weiblich – und dies ausschliesslich in Städten mit
unter 50 000 Einwohnern. Dabei waren die Frauen bei den rot-grünen Parteien mit
rund 40% mehr als doppelt so stark vertreten wie bei den bürgerlichen Parteien. In den
Stadtparlamenten wuchs der Frauenanteil zwischen 1983 und 2004 von 16,2 auf 31%. In
den Legislativen sind bei den rot-grünen Parteien seit 1996 über 40% der Abgeordneten
Frauen, die bürgerlichen Parteien erreichten 2004 einen Anteil von 23,5%. 62

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.02.2006
MARIANNE BENTELI

Ende 2006 belegten die Frauen 20,5% (32 von 156) der kantonalen Regierungssitze
(2005: 22,8%). Gemessen am Gesamttotal ihrer Regierungssitze (31) stellte die SP mit 12
Regierungsrätinnen den höchsten Frauenanteil (38,7%), gefolgt von der LP mit 25% (1
von 4 Regierungsmitgliedern), der FDP mit 23,8% (10 von 42), der SVP mit 16,7% (3 von
18) und der CVP mit 9,5% (4 von 42). Die Grünen hatten Ende 2006 keine Frau in einer
kantonalen Exekutive. In sechs Kantonen (AG, AI, GE, SZ, TG, VS) setzten sich die
Regierungen nur aus Männern zusammen. In den Kantonsparlamenten betrug der
Frauenanteil Ende 2006 26% (2005: 25,1%). Anteilsmässig am stärksten waren die
Frauen im Kanton Aargau mit 36,2% vertreten, am schwächsten mit 11,1% im Tessin. 63

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.01.2007
MARIANNE BENTELI

Laut der Statistik 2006 der Schweizer Städte des Städteverbandes betrug der
Frauenanteil in den Parlamenten der fünf Städte mit mehr als 100'000 Einwohnern
(Zürich, Bern, Basel, Lausanne und Genf) rund einen Drittel, in kleineren Städten
dagegen unter 30%. Generell hat sich der Anteil der Frauen gegenüber 1980 (20 resp.
12%) um 15 Prozentpunkte erhöht. Noch eindrucksvoller wuchs in diesem Zeitraum die
Frauenpräsenz in den Regierungen: In den Grossstädten schnellte der Frauenanteil von
6% (1980) auf rund einen Drittel (1994); seither ist er relativ konstant geblieben. In den
kleineren Städten wuchs er von 5% auf gut einen Viertel. Frauenmehrheiten oder
Geschlechter-Parität in den Exekutiven gab es Mitte 2006 in Bern, Köniz und Muri (alle
BE), Carouge (GE), Herisau (AR), Solothurn, Affoltern (ZH), Locarno (TI), Aesch (BL) und
Rapperswil (SG). 64

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.02.2007
MARIANNE BENTELI

Bei den Nationalratswahlen 2007 konnte eine gewisse Trendwende bezüglich der
Frauenpräsenz festgestellt werden. Nicht nur, weil sich der Frauenanteil mit 29,5%
(2003: 25%) erstmals einem Drittel annäherte (wodurch die Schweiz im Ranking der
Interparlamentarischen Union vom 31. auf den 19. Rang vorstiess), sondern in erster
Linie weil die bürgerlichen Frauen stark zulegten, während bisher das links-grüne Lager
klar an der Spitze gestanden hatte. In neuer Zusammensetzung zählt das gewählte
Parlament nun 30 bürgerliche und 29 links-grüne Frauen. Der Rückgang der Zahl der
linken Frauen erklärt sich nicht aus einer nachlassenden Förderung der weiblichen
Kandidaturen, sondern aus den Wahlverlusten der SP (-9, davon sechs Frauen), welche
die Gewinne der Grünen nicht auszugleichen vermochten. Der Vormarsch der
bürgerlichen Frauen war beachtlich. Die FDP verlor zwar insgesamt fünf Sitze, ist aber
dennoch neu mit einer zusätzlichen Frau in Bern vertreten (plus einer liberalen
Abgeordneten aus dem Kanton Neuenburg), die CVP erhöhte ihre Frauendeputation um
drei Sitze, und bei der SVP, traditionell das Schlusslicht bei der Frauenpräsenz, wurden
gar fünf Frauen neu gewählt, wodurch sich die Anzahl der SVP-Frauen auf acht
erhöhte. 65

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.10.2007
MARIANNE BENTELI

Gemäss Repräsentativumfragen sind auch bei den NR-Wahlen 2007 mehr Männer als
Frauen an die Urnen gegangen. Als einziger grösserer Ort erstellt die Stadt Luzern eine
anonymisierte Vollerhebung aufgrund der Stimmrechtsausweise. Diese zeigte, dass sich
die Diskrepanz zwischen der männlichen und der weiblichen Wählerschaft zu
reduzieren scheint. Als Hauptgrund wurde das Nachrücken jugendlicher
Stimmberechtigter genannt, bei denen kaum eine Geschlechterdifferenz ausgemacht
werden kann. Der Unterschied in der Wahlbeteiligung wächst erst in der Generation der
über 60-Jährigen signifikant, also erst bei jener Generation, die politisch in einer Zeit
sozialisiert wurde, als die Schweiz auf eidgenössischer Ebene noch kein
Frauenstimmrecht hatte. 66

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.11.2007
MARIANNE BENTELI
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Nach den Wahlen von Ende Oktober 2007 liegt der Anteil der Frauen im Nationalrat bei
29,5%. Dieser Wert ist zwar nach wie vor tief, doch im internationalen Vergleich
befindet sich die Schweiz im oberen Mittelfeld. In Schweden, Norwegen und Finnland
sind Frauen in den nationalen Parlamenten mit Anteilen zwischen 38% und 47% am
besten vertreten. Auch Österreich und Deutschland weisen mit 32% leicht höhere
Frauenanteile auf als die Schweiz, Italien und Frankreich mit 17% bzw. 19% dagegen
tiefere. Dies ergab eine Untersuchung des BFS zur Gleichstellung von Frau und Mann. 67

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.01.2008
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wurden Pascale Bruderer (sp, AG) zur Nationalratspräsidentin, Erika
Forster (fdp, SG) zur Ständeratspräsidentin und Doris Leuthard zur Bundespräsidentin
für das Jahr 2010 gewählt. Damit werden in der Schweiz erstmals alle drei
Spitzenposten der Bundespolitik durch Frauen besetzt. Allerdings nähert sich die
zahlenmässige Vertretung der Frauen nur schleppend derjenigen der Männer an. Im
Nationalrat liegt der Frauenanteil bei 29.5 Prozent, im Ständerat sogar nur bei 21.7
Prozent und auch auf kantonaler und kommunaler Ebene sind die Frauen weiterhin klar
in der Minderheit. 68

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Berichtsjahr verwarf der Nationalrat eine Motion Maury Pasquier (sp, GE), die eine
Kampagne zur Sensibilisierung der Frauen für politische Fragen forderte. Ebenfalls
abgelehnt wurde eine Motion Kiener Nellen (sp, BE) (Mo. 07.3375), mit der gesetzliche
Anpassungen verlangt wurden, um eine angemessene Vertretung der Geschlechter bei
den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern der eidgenössischen Gerichte zu
gewährleisten. 69

MOTION
DATUM: 20.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Im September wurde die Berner SP-Ständerätin Simonetta Sommaruga als Nachfolgerin
von Moritz Leuenberger (sp, ZH) in den Bundesrat gewählt. Mit der Wahl von Frau
Sommaruga gibt es zum ersten Mal eine Frauenmehrheit in der Landesregierung.
Angesichts des Umstandes, dass das Frauenstimmrecht in der Schweiz erst 1971
eingeführt wurde, ist dies keine Selbstverständlichkeit. In Europa verfügt neben der
Schweiz nur gerade Finnland über eine Frauenmehrheit in der Regierung. Kommt hinzu,
dass 2010 auch die drei höchsten politischen Ämter in Frauenhand waren: Doris
Leuthard präsidierte den Bundesrat, Pascale Bruderer Wyss (sp, AG) stand an der Spitze
des Nationalrats und Erika Forster-Vannini (fdp, SG) führte den Ständerat. 70

BERICHT
DATUM: 24.09.2010
ANDREA MOSIMANN

2011 feierte die Schweiz die Einführung des Frauenstimmrechts, welche sich am 7.
Februar 2011 zum vierzigsten Mal jährte. Das Anliegen wurde damals von der
Stimmbevölkerung mit 65.7% Ja-Stimmen angenommen, immerhin acht Kantone
sprachen sich aber dagegen aus. Die Schweizer Frauen konnten im Berichtsjahr noch
weitere Jubiläen feiern – so etwa 30 Jahre Verfassungsartikel und 15 Jahre
Gleichstellungsgesetz. Zudem jährte sich im Juni des Berichtsjahres der grosse
Frauenstreiktag von 1991 zum zwanzigsten Mal. Die Frauenorganisationen luden daher
Mitte Juni erneut zu einem Frauenstreiktag, um auf die verbleibenden
Diskriminierungen der Frauen, vor allem im Lohnbereich, aufmerksam zu machen. 71

ANDERES
DATUM: 07.02.2011
ANITA KÄPPELI

Die Frauen sind auch nach den eidgenössischen Wahlen vom Herbst des Berichtsjahres
im Parlament noch signifikant untervertreten. Der Anteil an Ständerätinnen in der
kleinen Kammer liegt nach den Wahlen bei 19.6 Prozent. Im Gegensatz zur
vorangehenden Legislatur verloren die Frauen einen Sitz und haben nun neun
Ständeratsmandate inne. Im Nationalrat sind 29 Prozent aller Politiker weiblichen
Geschlechts. Der Frauenanteil nahm damit – verglichen mit den Wahlen 2007 –
ebenfalls um einen Sitz auf 58 Sitze ab. Von den Bundesratsparteien verfügt die SP mit
beinahe der Hälfte aller Mandate (45.7%) über den grössten Anteil an Frauen im
Nationalrat. Bei der CVP sind rund ein Drittel der Sitze in Frauenhand (32.1%), gefolgt
von der FDP (23.3%) und der BDP (22.2%). Bei der im Nationalrat stärksten Partei, der
SVP, sind lediglich 6 von 54 Sitzen von Nationalrätinnen besetzt. Bei der Grünen Partei
der Schweiz und den Grünliberalen gingen 6 von 15 respektive 4 von 12
Nationalratsmandaten an Politikerinnen. In der Exekutive sind neu, nach dem Rücktritt
von Micheline Calmy-Rey (sp, GE), welche von Alain Berset (sp, FR) ersetzt wurde, und
nach den Gesamterneuerungswahlen von Anfang Dezember mit Doris Leuthard (cvp,
AG), Simonetta Sommaruga (sp, BE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp, GR) noch drei

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.12.2011
ANITA KÄPPELI
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Frauen vertreten. 72

La conseillère aux Etats Fetz (ps, BS) a interpellé le Conseil fédéral au sujet de la
représentation féminine dans les organes décisionnels supérieurs ou autres conseils
d’administration. Le Conseil fédéral a annoncé que l’administration fédérale comptait
25% de femmes. Dans le secteur privé, les 100 plus grandes entreprises cotées en
bourse dénombrent 9% de femmes. Malgré les réticences du patronat, les pressions
pour l’introduction de mesures coercitives augmentent face à la stagnation actuelle. 73

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 31.12.2012
EMILIA PASQUIER

La représentation féminine dans les conseils d’administration des sociétés gérées par la
Confédération atteint aujourd’hui environ 20%. Afin d’encourager la promotion des
femmes aux plus hautes instances, un « quota cible », soit non impératif, de 30% a été
fixé par le Conseil fédéral. 74

ANDERES
DATUM: 07.11.2013
EMILIA PASQUIER

Au lendemain du 14 juin, les syndicats se sont annoncés bien décidés à ce que les suites
de la grève féministe et des femmes donnent lieu à un puissant mouvement social et
militant. L'Union syndicale suisse (USS) a présenté lors d'une conférence de presse, à
Berne, les revendications qui seront poursuivies à la suite du 14 juin. L'égalité salariale
reste l'objectif phare, ainsi que la garantie de retrouver son travail après un congé
maternité. Le congé paternité est présenté comme une première étape, qui devra être
suivie par un congé parental. De même, des mesures contre le harcèlement et les
comportements sexistes sur le lieu de travail devront être prises. Les femmes issues de
l'immigration sont des actrices nécessaires au marché du travail, même lorsqu'elles ne
bénéficient pas de statut de séjour légal. Michaela Bovolenta de l'USS a annoncé vouloir
défendre leur droit de rester et d'être régularisées.
En septembre, lors de la traditionnelle demande de hausse généralisée des salaires, les
syndicats ont émis une revendication supplémentaire: ils réclament un rattrapage de
salaire de 50 francs par mois pour chaque femme active. De plus, les femmes travaillant
dans l'industrie agro-alimentaire et touchant moins de 4000 francs par mois devraient
être augmentées de 200 francs mensuels. 75

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

La conseillère nationale Regula Rytz (verts, BE) a demandé, par le truchement d'une
motion, au Conseil fédéral de financer une large campagne d'information et de
sensibilisation contre le sexisme. Elle justifie ce besoin en citant des exemples de
conséquences du sexisme: selon un rapport d'Amnesty International, 59 pourcent des
femmes ont déjà été harcelées sexuellement, une femme sur cinq a subi contre sa
volonté des actes sexuels relevant du droit pénal et 61 pourcent des jeunes femmes ont
été humiliées ou avilies sur les médias sociaux. Selon la socialiste, l'élimination des
discriminations à l'égard des femmes ne peut s'obtenir qu'en combattant le sexisme de
manière large, dans tous les domaines de la société. 
Le Conseil fédéral s'est déclaré ouvert à la réalisation d'une telle campagne, en
partenariat notamment avec les cantons et les acteurs des milieux économique,
éducatif, culturel et de la société civile. La motion a été acceptée par 100 voix contre
82, avec 4 abstentions (provenant du groupe du centre). Les adversaires de cette
campagne sont à chercher dans le groupe UDC, le groupe PLR (à l'exception d'Anna
Giacometti (plr, GR)) et de huit membres du groupe du centre. La députée Barbara
Steinemann (udc, ZH) a expliqué les raisons de cette opposition: selon elle, le temps de
l'inégalité entre hommes et femmes, ainsi que le système patriarcal paternaliste, sont
depuis longtemps révolus. Elle déclare également que les hommes peuvent eux aussi
être discriminés, nommant le taux de suicides plus élevés chez ces derniers comme
preuve à charge. Elle dénonce dans son intervention des débats «sans humour» à
propos du sexisme, dont elle est d'avis que c'est un terme beaucoup trop utilisé, dans
une posture voulant faire de la condition féminine un «drame public». Elle refuse
d'endosser une position de victime, estimant n'avoir jamais été discriminée et fustige
une «industrie du féminisme», qui représente selon elle le lobby le plus puissant du
système politique actuel. Selon Steinemann, si des inégalités persistent, notamment en
ce qui concerne les violences sexuelles, des durcissements du système pénal sont
amplement suffisants, et d'ailleurs en cours de réalisation. Le conseiller fédéral Alain
Berset, qui lui a succédé à la tribune, a précisé qu'une stratégie nationale en matière
d'égalité entre femmes et hommes sera lancée en 2021, dans laquelle la campagne
proposée pourrait s'insérer.

MOTION
DATUM: 18.06.2020
SOPHIE GUIGNARD
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La campagne d'information et de sensibilisation contre le sexisme proposée par
Regula Rytz (verts, BE) au Conseil national et acceptée par les député-e-s, n'a pas passé
la rampe au Conseil des États. Le résultat du vote a été très serré: 21 voix contre 20,
sans abstention. Le «scandale de la RTS» à savoir la révélation par le journal Le Temps
de faits de harcèlement sexuels perpétrés au sein de la RTS, notamment par l'un de ses
présentateurs les plus populaires, Darius Rochebin, ainsi que l'attitude de la hiérarchie,
qui a selon le journal couvert les faits et protégé les agresseurs, a été cité à plusieurs
reprises pendant le débat. Les oppositions à la motion sont à chercher notamment du
côté de l'UDC et du PLR. La sénatrice Johanna Gapany (plr, FR), qui faisait partie de la
minorité de la commission opposée à la motion, s'est fait épingler dans la presse du
canton de Fribourg, qu'elle représente aux États, pour avoir été la seule femme du
Conseil à voter contre la campagne. Elle a finalement accordé un entretien au
quotidien, où elle a exposé les raisons de son vote, qui a fait basculer le résultat. Selon
la sénatrice, une campagne de prévention n'est pas une mesure suffisamment
concrète. Elle se défend d'ailleurs d'être féministe, estime que considérer qu'elle doit
accepter toutes les mesures contre le sexisme parce qu'elle est une femme est une
forme de discrimination et enfin que le sexisme ne concerne pas tout le monde. Les
sénatrices Maret (pdc, VS) et Mazzone (verts, GE) se sont déclarées «atterrée» et «très
fâchée» par le résultat du vote. 76
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